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Die Kleine Anfrage betreffend die Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mechanische Verviel- 
tältigungsrechte (GEMA) beantworte ich hiermit wie 
folgt: 

Zu 1. (Untersteht die GEMA der Staatsaufsicht? 
Wenn ja, finden regelmäßig Geschäftsüber- 
prüfungen sowie Revisionen über die Finanz- 
gebarung statt?) 

Die GEMA untersteht als wirtschaftlicher Verein 
kraft Verleihung (§ 22 BGB) der allgemeinen bürger- 
lich-rechtlichen Vereinsaufsicht. Darüber hinaus un- 
terliegt sie in ihrer Eigenschaft als urheberrechtliche 
Verwertungsgesellschaft zur Zeit keiner gesetzlichen 
Staatsaufsicht. Sie hat sich jedoch auf Grund einer 
mit dem Bundesjustizministerium getroffenen Ver- 
einbarung vom 10. Januar 1952 freiwillig einer ge- 
wissen Aufsicht durch das Bundesjustizministerium 
unterworfen. Nach dieser Vereinbarung ist die 
GEMA insbesondere verpflichtet, sich alljährlich 
durch einen amtlich zugelassenen Wirtschaftsprüfer 
prüfen zu lassen und den Prüfungsbericht dem 
Bundesjustizministerium zu übermitteln. Die Verein- 
barung hat folgenden Wortlaut: 

„Im Interesse eines vertrauensvollen Zusammen- 
wirkens zwischen der GEMA und amtlichen Stellen 
erklären sich die Vertreter der GEMA bereit, bis 
zum Inkrafttreten eines in Aussicht genommenen 
Gesetzes über urheberrechtliche Verwertungs- 
gesellschaften 


1. die GEMA, wie sie es bisher schon getan haben, 
alljährlich durch einen amtlich zugelassenen 
Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen; 

2. dem Bundesjustizministerium den jährlichen 
Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers nebst 
allen dazu gegebenen Erläuterungen und An- 
lagen zu überlassen; 

3. dem ßundesjustizministerium jederzeit Aus- 
kunft über ihre inneren und äußeren Verhält- 
nisse zu erteilen; 

4. einen Vertreter des Bundesjustizministeriums 
zu allen Sitzungen der Gesellschaftsorgane der 
GEMA einzuladen. 

Die Vertreter der Städte und Gemeinden erklären 
sich auf Grund der von den Vertretern der GEMA 
abgegebenen vorstehenden Erklärungen ihrerseits 
bereit, auf die bei ihnen zusammengeschlossenen 
Städte und Gemeinden dahingehend einzuwirken, 
daß der GEMA die für die Durchführung ihres 
Geschäftszweckes erforderlichen Auskünfte über 
erfolgte Musikveranstaltungen gegen Zahlung 
einer angemessenen Gebühr erteilt werden. Die 
Höhe der Gebühr soll im Wege der Vereinbarung 
zwischen den Zusammenschlüssen der Städte und 
Gemeinden einerseits und der GEMA andererseits 
festgelegt werden. 

Der Vertreter des Bundesjustizministeriums er- 
klärt sich unter Vorbehalt der Genehmigung dec 
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Amtsleitung bereit, die von den Vertretern der 
GEMA eingeräumten Befugnisse auszuüben, mit 
der Maßgabe, daß die Befugnisse im Einvernehmen 
mit dem Bundesinnenmmisterium ausgeübt werden 
und daß mit dieser Regelung der späteren gesetz- 
lichen Regelung nicht vorgegriffen wird. 

Die Vertreter der GEMA und die Vertreter der 
Städte und Gemeinden werden die Zustimmung 
der zuständigen Organe zu dieser Übereinkunft 
einholen und diese Zustimmung dem Bundesjustiz- 
ministerium bis zum 31. März 1952 mitteilen." 

Der Vereinbarung ist von allen Beteiligten fristge- 
mäß zugestimmt worden. Die GEMA kommt den in 
der Vereinbarung übernommenen Verpflichtungen 
bis heute nach, obwohl die von den Vertretern der 
Städt(^ und Gemeinden in Aussicht gestellten Aus- 
künltc^ über erfolgte Musikveranstaltungen nur noch 
vereinzelt erteilt werden. 

Zu 2. (Wit' hoch sind a) die Gesamteinnahmen, 
b) die Verwaltungskosten?) 

Die Gesamteinnahmen und die Gesamtkosten der 
GEMA haben sich in den Jahren 1957 bis 1960 wie 
folgt entwickelt: 


tahr 

Gcsamtcinnaluncn 

Gesamfkf^sten 

Anteil der 
Gesamt- 
kostenanden 
Gesamtein- 
nahmen 
in V. 11. 

1957 

61 880 260,— 

13 333 284,— 

21,55 

1 958 

70 776 578,— 

12 608 011,— 

17,81 

1959 

77 448 164, 

12 691 602,— 

16,39 

1 960 

83 943 316,— 

13 331 783,— 

15,88 


Die GEMA hat ihr Einverständnis zur Bekanntgabe 
dieser Zahlen erteilt. Die Angaben für die Jahre 
1957 l)is 1959 sind den dem Bundesjustizministerium 
vorliegenden Prüfungsberichten entnommen; für das 
Jahr 1960, für welches der Prüfungsbericht noch nicht 
vorliegt, beruhen sie auf einer Auskunft der GEMA. 

Zu 3. (Nach welchem Schlüssel werden die Rein- 
einnahmen an die Empfangsberechtigten ver- 
teilt, und w^er ist empfangsberechtigt?) 

Die Reineinnahmen der GEMA werden an die Mit- 
glieder nach einem festen, von der Mitgliederver- 
sammlung beschlossenen Verteilungsplan verteilt. 
Empfangsberechtigt ist nur, wer an den während des 
Abrechungszeitraumes aufgeführten, gesendeten oder 
auf Schallplatten oder Tonbänder aufgenommenen 
Werken als Komponist, Textdichter oder Verleger 
beteiligt ist. 

Der Verteilungsplaii für das Aufführungs- und 
Senderecht beruht auf einem Punktsystem: Jedes 
Werk erhält eine nach seiner Art und seinem Um- 
fang bemessene Schlüsselzahl, die mit der Zahl der 
für den Abrechnungszeitraum nachgewiesenen Auf- 
führungen oder Funksendungen des Werkes multi- 


pliziert wird. Nach dem sich hieraus ergebenden 
Punktwert wird der auf das Werk entfallende Anteii 
an der Gesamtverteilungssumme errechnet. Von dem 
Anteil erhalten der Komponist fünf Zwölftel, der 
Textdichter drei Zwölftel und der Verleger vier 
Zwölftel. 

Der Verteilungsplan für die Aufnahmen auf Schall- 
platten oder Tonbänder (mechanisches Vervielfälti- 
gungsrecht) geht von einer individuellen Abrechnung 
der für die einzelnen Werke anfallenden Tantiemen 
aus. Von den Tantiemen erhalten der Komponist 
zwei Achtel, der Textdichter zwei Achtel und der 
Verlegen’ vier Achtel. 

Die vorstehenden Ausführungen geben das im ein- 
zelnen sehr ausführlich geregelte Verteilungsverfah- 
ren nur in großen Zügen wüeder. Der volle Wortlaut 
des Verteilungsplans ist in der Schrift „Urheber- 
recht in der Musik und die Deutsche Urheberrechts- 
(jesellschati“ von Erich Schulze, 2. Auflage, 1956, als 
Anhang 7 veröffentlicht; er umfaßt über dreißig 
Druckseiten. 

Zu 4. (VvVlche Veranstaltungen sind nach Auffas- 
sung der Bundesregierung zwingend GEMA- 
gebührenfrei?) 

Die Gebührenfreiheit von Musikveranstaltungen 
ergibt sich aus den Vorschriften des Gesetzes betref- 
fend das Urheberrecht an Werken der Literatur und 
der Tonkunst vom 19. Juni 1901 - - LUG — RGBl. 
S. 227). 

a) Nach § 1 1 Abs. 2 LUG hat der Urheber eines 
Werkes der Musik die ausschließliche Befugnis, 
das Werk öffentlich aufzuführen. Danach sind 
alle nicht öffentlichen Musikveranstaltungen ohne 
Genehmigung des Urhebers zulässig, so daß für 
sie keine Gebühren an die GEMA zu zahlen sind. 
Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung ist eine 
Aufführung dann als nicht öffentlich anzusehen, 
wenn der Kreis der Personen, die an der Ver- 
anstaltung teilnehmen, bestimmt abgegrenzt ist 
und diese Personen durch gegenseitige Beziehun- 
gen oder durch Beziehung zum Veranstalter per- 
sönlich untereinander verbunden sind. Diese 
Voraussetzungen liegen vor bei Musikauffüh- 
rungen im Familienkreise, beim Musikunterricht 
in Schulen sowie in der Regel beim Tanzunter- 
richt, bei Musikveranstaltungen in kleineren Ver- 
einen und bei Betriebsfeiern kleinerer Unterneh- 
men, 

b) Nach § 22 a LUG dürfen Vorrichtungen zur 
mechanischen Wiedergabe von Werken der 
Musik (z. B. Schallplatten), die erlaubterweise 
hergestellt sind, ohne Erlaubnis des Urhebers zu 
öffentlichen Aufführungen benutzt werden. Der 
Bundesgerichtshof hat diese Vorschrift jedoch 
dahin einschränkend ausgelegt, daß entsprechend 
dem zur Zeit der Einfügung dieser Bestimmung 
in das LUG im Jahre 1910 bekannten Stand der 
Technik nur die mechanisch-akustische Wieder- 
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gäbe von Schallplatten freigegeben sein soll, nichi 
dagegen die heute dbliche elektro-akustische 
Schallplattcnwiedergabe mittels Plattenspieler 
und Lautsprecher. Dementsprechend bedarf auch 
die öffentliche Wiedergabe von Rundfunkmusik 
nach der Rechtsprechung der Erlaubnis des Ur- 
hebers. Auf Grund des § 22 a LUG sind somit 
GEMA-gebührenfrei im wesentlichen nur noch 
Musikaufführungen, die mit Drehorgeln, Orche- 
strions und Schallplattenapparaten alter Bauart 
veranstaltet werden. 

c) Nach § 27 LUG sind ferner öffentliche Aufführun- 
gen eines erschienenen Werkes der Musik — 
gleichgültig, ob es sich um Life-Aufführungen, 
Schallplattenwiedergaben oder Rundfunkwieder- 
gaben handelt — dann ohne Einwilligung des 
Berechtigten zulässig und somit GEMA-gebühren- 
frei, 

1. wenn sie keinem gewerblichen Zweck dienen 
und die liörer ohne Entgelt zugelassen werden 
(darunter fallen nach höchstrichterlicher Recht- 
sprechung nicht Aufführungen in Gastwirt- 
schaften, weil sie einem gewerblichen Zweck 
dienen) ; 

2. wenn sie bei Volksfesten, mit Ausnahme dei 
Musikfeste, stattfinden; 

3. wenn der Ertrag ausschließlich für wohltätige 
Zwecke bestimmt ist und die Mitwirkendeii 
keine Vergütung für ihre Tätigkeit erhalten; 


4. wenn sie von Vereinen veranstaltet werden 
und nur die Mitglieder sowie die zu ihrem 
Hausstand gehörigen Personen als Hörer zu- 
gelassen werden. 

Auf die bühnenmäßige Aufführung einer Oper 
oder eines sonstigen Werkes der Tonkunst, zu 
dem ein Text gehört, finden diese Ausnahme- 
vorschriften keine Anwendung. 


Zu 5. (Wann kann damit gerechnet werden, daß 
durch ein Bundesgesetz die Rechte und die 
Pflichten der GEMA neu geregelt werden?) 

Die Rechte und Pflichten der urheberrechtlichen 
Verwertungsgesellschaften einschließlich der GEMA 
sollen durch ein Gesetz über Verwertungsgesell- 
schaften auf dem Gebiet des Urheberrechts (Verwer- 
tLingsgcsellschaftengesetz) neu geregelt werden, ins- 
besondere soll durch dieses Gesetz eine Staatsauf- 
sicht über Verwu^rtungsgeselLschaften begründet 
werden. 

Es ist beabsichtigt, den Regierungsentwurf dieses 
Gesetzes, zu dem das Bundesjustizministerium Vor- 
entwürfe bereits 1954 und 1959 veröffentlicht hat, 
dem Bundestag gleichzeitig mit dem Entwurf eines 
neuen Urheberrechtsgesetzes zu Beginn der neuen 
Wahlperiode im Herbst d. J. zuzuleiten. 

Schäffer 
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